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Vertrag
über 
[bookmark: _GoBack]Briefpostdienste 






zwischen

dem Auftragnehmer

und

der Stadt Gelsenkirchen, vertreten durch die Oberbürgermeisterin, 45875 Gelsenkirchen,
- im Folgenden „Stadt“ genannt“ -

wird folgender Vertrag geschlossen:
 
§ 1
Gegenstand des Vertrages
Gegenstand dieses Vertrages ist die Abholung, Frankierung (inkl. Klischee der Stadt Gelsenkirchen), Beförderung und bundesweite Zustellung von Briefsendungen und briefähnlichen Sendungen, nachfolgend „Sendungen“ genannt, durch den Auftragnehmer. Im Rahmen des Vertrags sind folgende Produkte zu bearbeiten:
1.	Briefe, Postkarten, Sitzungsunterlagen, Briefwahlunterlagen,
2.	Einschreiben (inkl. weiterer Zusatzleistungen) 
3.	Warensendungen (Briefähnliche Sendungen),
4.	Vorausverfügte Rücksendung von Anschriftenprüfung, -berichtigung und -mitteilung (Zusatzleistungen),
5.	Nachsendung von Briefen und briefähnlichen Sendungen.
Die Weiterleitung von Auslandssendungen (ca. 0,25% der Versandmenge) wird durch den Auftragnehmer sichergestellt.
§ 2
Vertragsbestandteile
Die Leistungsbeschreibung sowie die nachstehenden Anhänge sind Bestandteile dieses Vertrages.
Anhang 1 - Mengengerüst
Anhang 2 - Preistabelle
Anhang 3 - Verpflichtende Angaben zum Zustellservice
Anhang 4 - Preisliste des Anbieters

§ 3
Allgemeine Vorgaben für die Durchführung
(1)	Die Stadt überlässt in der städtischen Poststelle (zurzeit Wildenbruchplatz 7, 45888 Gelsenkirchen) dem Auftragnehmer, der über die nach dem jeweils geltenden Postgesetz erforderliche Zulassung bzw. Registrierung verfügt, die in § 1 genannten Sendungen zur Beförderung. 
(2)	Der Wegfall oder Widerruf der nach dem jeweils geltenden Postgesetz erforderlichen Zulassung bzw. Registrierung zur gewerbsmäßigen Beförderung von Briefsendungen führt zur sofortigen Auflösung des geschlossenen Vertrages. Der Wegfall und Widerruf sind der Stadt unverzüglich durch den Auftragnehmer mitzuteilen.
(3)	Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die vertraglichen Leistungen unter Beachtung der Regelungen des Postgesetzes (PostG), insbesondere der §§ 18 bis 20 PostG, sowie aller darauf basierenden Rechtsverordnungen (z. B. der Verordnung über den Datenschutz bei der geschäftsmäßigen Erbringung von Postdiensten (Postdienste-Datenschutzverordnung - PDSV), der Post-Entgeltregulierungsverordnung (PEntgV) u. a. m.) zu erbringen. 

(4)	Die Stadt kann anlasslos die Einhaltung aller Verpflichtungen aus den §§ 18 bis 20 PostG durch Stichproben von jeweils mindestens 20 Sendungen an zufällige Adressen überprüfen und hierdurch eine Zustellquote errechnen. Die durch die Stichproben errechnete Zustellquote begründet die Vermutung, dass diese Zustellquote auf den gesamten durch den Auftragnehmer abgewickelten Zustellverkehr zutrifft, sofern der Auftragnehmer nicht innerhalb von vierzehn Werktagen schriftlich begründet nachweist, dass die tatsächliche Zustellquote von der durch die Stichproben festgestellten Zustellquote abweicht. 
§ 4
Abholung der Sendungen und ggf. Einlieferung
(1)	Der Auftragnehmer übernimmt arbeitstäglich die Abholung der Sendungen (Ausgangspost) in der städtischen Poststelle (zurzeit Wildenbruchplatz 7, 45888 Gelsenkirchen). Die unsortierte, unfrankierte Post wird dort montags bis donnerstags ab 15.00 Uhr und freitags ab 12:20 Uhr für die weitere Bearbeitung zur Verfügung gestellt. Die Abholung der Sendungen muss montags bis donnerstags spätestens bis 15:30 Uhr und freitags spätestens bis 12:50 Uhr abgeschlossen sein. Briefe in Format DIN-lang (DL) und DIN C6/5 werden separat gepackt. Bei Sonderversandaktionen wie z.B. der Zustellung von Grundbesitzabgabenbescheiden kann ein abweichender Abholort innerhalb des Stadtgebiets, wie zum Beispiel der Sitz des städtischen Druckdienstleisters und eine abweichende Abholzeit vereinbart werden. Die Kosten für diese zusätzliche Abholung ergeben sich aus Anlage 1, Anhang 2.
(2)	Die Anzahl der abgeholten Sendungen wird - nach Versandarten sortiert - spätestens am folgenden Arbeitstag der Stadt schriftlich mitgeteilt. Die Stadt behält sich vor, die Erbringung der Postdienstleistungen und die Abrechnung durch geeignete Maßnahmen zu kontrollieren. Dazu kann die Stadt vom Auftragnehmer u. a. die für eine Überprüfung erforderlichen Auskünfte verlangen.
(3)	Abgeholte Sendungen zur Zustellung innerhalb des eigenen Zustellbereichs des Auftragnehmers werden noch am Abholtag mit dem aktuellen Tagesdatum, einem Klischeeaufdruck der Stadt sowie einem Hinweis auf den Auftragnehmer versehen und gemäß den gesetzlichen Vorgaben zugestellt.
Sendungen an Adressaten außerhalb des eigenen Zustellbereichs des Auftragnehmers werden noch am Abholtag mit dem aktuellen Tagesdatum, einem Klischeeaufdruck der Stadt sowie einem entsprechenden Freimachungsvermerk versehen und taggleich an den Kooperationspartner/ Unterauftragnehmer oder einen Universaldienstleister weitergeleitet, damit eine Zustellung ohne Verzögerungen erfolgen kann. 
Die Stadt behält sich die Änderung und die Vorgabe des Einsatzzeitraumes ihres Klischees vor. Eine gewünschte Änderung des Klischees wird dem Auftragnehmer 14 Tage im Voraus angekündigt und hat bis zu zwei Mal jährlich berechnungsfrei zu erfolgen. Durch den Auftragnehmer sind weitere Werbeanbringungen durch z. B. Stempelaufdruck oder Aufkleber (Eigen- und Fremdwerbung) auf den Umschlägen der Stadt nicht zulässig.
(4)	Die Zustellung der Sendungen erfolgt, abhängig von der Versandart, durch den Einwurf in den Briefkasten des Empfängers bzw. durch persönliche Übergabe an den im Anschriftenfeld bezeichneten Empfänger. Auch Zustellungen an Postfachadressen werden sichergestellt.
(5)	Sind Sendungen wegen fehlerhafter Adressierung nicht zustellbar, erfolgt durch den Auftragnehmer bzw. den Kooperationspartner/ Unterauftragnehmer eine kostenfreie Empfängerrecherche zur Feststellung einer evtl. Nachsendeadresse. Liegt die neue Adresse danach innerhalb des eigenen Zustellbereichs des Auftragnehmers, erfolgt die Zustellung spätestens nach den in Anlage 1 - Anhang 3 genannten Zeiträumen.
(6)	Insbesondere Sendungen, die aus den folgenden Gründen nicht zustellbar sind: 
- „unbekannt“,
- „unbekannt verzogen“,
- „Annahme verweigert“,
- „Firma erloschen“,
werden – mit dem entsprechenden Hinweis – spätestens am im Anhang 3 festgelegten Werktag an die Stadt zurückgegeben.
(7)	Kann eine Sendung auf Grund eines unzugänglichen Briefkastens nicht zugestellt werden, ist die Sendung am folgenden Arbeitstag mit einem entsprechenden Vermerk an die Stadt zurückzugeben.
(8)	Für Sendungen mit Laufzeitüberschreitung entfällt für die Stadt die Pflicht zur Zahlung des Beförderungsentgeltes. Satz 1 gilt nicht, wenn der Auftragnehmer sich eines Universaldienstleisters i. S. d. § 6 Abs. 3 bedient. Im Fall des Satzes 2 richtet sich die Pflicht zur Zahlung nach den jeweiligen Bestimmungen zwischen dem Auftragnehmer und dem Universaldienstleister in der jeweils geltenden Fassung.
(9)	Transportbehälter werden vom Auftragnehmer kostenlos und in ausreichender Anzahl bereitgestellt. Gegebenenfalls erforderliche Sonderanlieferungen von Behältern erfolgen berechnungsfrei. 
(10)	Die zur Abholung eingesetzten Fahrzeuge müssen für den gewerblichen Transport von Briefsendungen und Postbehältern geeignet sein. Sie müssen über ein ausreichendes Ladevolumen und eine ausreichende Zuladungskapazität verfügen. Das Sendungsvolumen kann täglich schwanken. Das eingesetzte Fahrzeug muss daher in der Lage sein, mindestens das Volumen und Gewicht eines vollständig mit Postbehältern beladenen Behälterwagens der Deutschen Post aufzunehmen und sicher zu transportieren. Für die Leistungserbringung sind mindestens als Kastenwagen ausgeführte geschlossene Nutzfahrzeuge in ausreichender Anzahl oder technisch vergleichbare Fahrzeuge mit einem vom Fahrgastraum dauerhaft getrennten Laderaum vorzuhalten. Die Laderäume müssen die sichere Aufnahme der Postbehälter ermöglichen und mit geeigneten Einrichtungen zur Ladungssicherung ausgestattet sein.
	Der Transport von Sendungen in offenen Laderäumen oder im Fahrgastraum von Fahrzeugen ist unzulässig.

§ 5
Personal
(1) Der Auftragnehmer verpflichtet sich, bei der Ausführung des Vertrages 
a)	ausschließlich zuverlässiges und fachkundiges Personal einzusetzen, welches eine Schulung nach dem PostG absolviert hat und über ein aktuelles polizeiliches Führungszeugnis ohne tätigkeitsrelevante Eintragungen verfügt. 
b)	durch eine ausreichende Zahl von Arbeitskräften die qualitativ ordnungsgemäße Vertragserfüllung zu gewährleisten,
c)	keine Kräfte ohne erforderliche Arbeitserlaubnis zu beschäftigen,     
d)	keine Kräfte in Schwarzarbeit gem. § 1 Abs. 2 des Gesetzes zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung einzusetzen.
(2)	Der Auftragnehmer hat die eingesetzten Arbeitskräfte mit einem Firmenausweis  mit Lichtbild auszustatten. Der Ausweis ist von den Zustellkräften mitzuführen und zur Legitimation auf Verlangen vorzuzeigen.
§ 6
Einsatz von Unterauftragnehmern
(1)	Jede Beauftragung eines weiteren, als in der Erklärung Unteraufträge/Eignungsleihe (Formular 532 EU) genannten Unterauftragnehmers und jeder Wegfall eines Unterauftragnehmers ist der Stadt unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Der Auftragnehmer garantiert die Zuverlässigkeit der Unterauftragnehmer. Der Auftragnehmer bleibt in jedem Fall für die ordnungsgemäße Erfüllung dieses Vertrages verantwortlich.
(2)	Der Unterauftragnehmer hat die sich aus diesem Vertrag ergebenden Pflichten in gleicher Weise zu beachten wie der Auftragnehmer. Er kann jedoch aus seiner Beauftragung keine Rechte gegen die Stadt herleiten; vertragliche Beziehungen zwischen ihm und der Stadt werden nicht begründet. Die Vergütung für die vom Unterauftragnehmer erbrachte Leistung erhält der von der Stadt beauftragte Auftragnehmer, der sie auch in Rechnung zu stellen hat.
(3)	Bedient sich der Auftragnehmer der allgemein zugänglichen Dienstleistungen eines Universaldienstleisters begründet dies keine Nachunternehmereigenschaft des Universaldienstleisters. Die Bestimmungen des § 6 Abs. 1 und 2 sind für diesen Fall nicht anwendbar.
§ 7
Datenschutz, Postgeheimnis
(1)	Alle Sendungen unterliegen dem Postgeheimnis und dem Datenschutz.
(2)	Der Auftragnehmer verpflichtet sich insbesondere:
1.	zur Einhaltung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen, insbesondere der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG)
2.	zur Wahrung des Postgeheimnisses nach dem jeweils geltenden Postgesetz 
3.	zum Schutz der empfängerbezogenen Daten. Diese dürfen nur zum Zweck der Zustellung benutzt werden; insbesondere ist jede weitergehende und länger andauernde Speicherung, die Verwendung für eigene Interessen und/oder Weitergabe an Dritte verboten.
(3)	Der Auftragnehmer verpflichtet sich, alle Mitarbeiter über Bedeutung und Inhalt der Datenschutzregelungen zu belehren und sie auf deren Beachtung förmlich gemäß Postdienste-Datenschutzverordnung zu verpflichten.
(4)	Für Sozialdaten gilt § 78 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch - Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz - (SGB X) in der jeweils geltenden Fassung.
(5)	Der Auftragnehmer verpflichtet sich, auch nach Beendigung des Vertragsverhältnisses, die ihm durch die Tätigkeit für die Stadt bekannt gewordenen Daten gemäß dem Bundes-Datenschutzgesetz (BDSG) zu behandeln, insbesondere unterwirft sich der Auftragnehmer der Kontrolle der jeweils zuständigen Datenschutzaufsichtsbehörde. 
(6)	Für den Fall der Ausführung übernommener Leistungen durch Nachunternehmer/Kooperationspartner hat der Auftragnehmer die Nachunternehmer/Kooperationspartner darauf hinzuweisen, dass sie die vorgenannten Bestimmungen uneingeschränkt und im gleichen Maße zu erfüllen haben, wie der Auftragnehmer selbst, und sie entsprechend zu verpflichten.

§ 8
Vertragsdauer, Kündigung
(1)	Der Vertrag gilt für den Zeitraum vom 01.10.2026 bis zum 30.09.2028. Er verlängert sich stillschweigend bei unveränderten Konditionen um jeweils ein weiteres Jahr, wenn er nicht mit einer Frist von sechs Monaten zum Ende der jeweiligen Vertragslaufzeit gekündigt wird. Der Vertrag endet spätestens am Ende der maximalen Vertragsdauer am 30.09.2030.
(2)	Die Stadt ist berechtigt, den Vertrag aus wichtigem Grund fristlos zu kündigen.
Als wichtiger Grund gelten insbesondere,
a)	unzutreffende Erklärungen in Bezug auf Zuverlässigkeit sowie Fachkunde und Leistungsfähigkeit,
b)	nachhaltig vertragswidriges Verhalten, d. h. wenn der Auftragnehmer trotz einer schriftlichen Abmahnung es unterlässt, den ihm mitgeteilten Verstoß gegen von ihm verletzte Vertragsbestimmungen unverzüglich und auf Dauer abzustellen,
c)	wenn sich der Auftragnehmer an wettbewerbsbeschränkenden Absprachen (§ 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen) beteiligt,
d)	wenn über das Vermögen des Auftragnehmers Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens gestellt wird,
e)	wenn der Auftragnehmer gegen die Verpflichtungen gemäß §§ 6 und 7 verstößt,
f)	die Nichterfüllung steuerlicher Pflichten,
g)	die Nichtabführung von Beiträgen zur Sozialversicherung.
(3)	Die Kündigung hat schriftlich zu erfolgen.


§ 9
Antikorruptionsklausel
(1)	Die Stadt ist ferner berechtigt, den Vertrag fristlos zu kündigen, wenn der Auftragnehmer Personen, die für die Stadt mit der Vorbereitung, dem Abschluss oder der Durchführung des Vertrages befasst sind, oder ihnen nahestehenden Personen, wozu insbesondere Angehörige im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 1 des Strafgesetzbuches (StGB) zählen, Geschenke (Geld oder geldwerte Zuwendungen) oder sonstige Vorteile unmittelbar oder mittelbar anbietet, verspricht oder gewährt. Solchen Handlungen des Auftragnehmers stehen Handlungen von Personen gleich, die von ihm beauftragt oder mit seinem Wissen und Willen für ihn tätig sind.
(2)	Unter Vorteil im Sinne des Abs. 1 sind unentgeltliche Zuwendungen zu verstehen, auf die der Empfänger keinen gesetzlich begründeten Anspruch hat und die ihn materiell oder auch immateriell objektiv besserstellen. Unentgeltlich ist eine Zuwendung auch dann, wenn zwar eine Gegenleistung erfolgt, diese aber in keinem angemessenen Verhältnis zur gewährten Leistung steht. Als sonstige Vorteile gelten auch Entgelte für die Nebentätigkeit eines Beschäftigten der Stadt bei dem Auftragnehmer, wenn die Nebentätigkeit nicht genehmigt ist und der Auftragnehmer es unterlässt, sich bei der Stadt über das Vorliegen einer Genehmigung Gewissheit zu verschaffen.
(3)	Kündigt die Stadt nach Abs. 1 den Vertrag, so hat der Auftragnehmer der Stadt allen Schaden zu ersetzen, der unmittelbar oder mittelbar durch die fristlose Kündigung vom Vertrage entsteht. Sofern die Stadt keinen höheren Schaden nachweist, ist ein pauschaler Schadensersatz in Höhe von 20.000 € zu leisten. Dem Auftragnehmer bleibt es ausdrücklich gestattet, nachzuweisen, dass der Stadt überhaupt kein Schaden entstanden ist oder dieser Schaden wesentlich niedriger als die Pauschale ist.
(4)	Das Gleiche gilt, wenn sich der Auftragnehmer in Bezug auf die Vergabe an einer unzulässigen Wettbewerbsbeschränkung im Sinne des Gesetzes gegen die Wettbewerbsbeschränkungen beteiligt, insbesondere eine Vereinbarung mit Dritten über die Abgabe oder Nichtabgabe von Angeboten, über zu fordernde Preise, über die Entrichtung einer Ausfallentschädigung (Gewinnbeteiligung oder sonstige Abgaben) sowie über die Festlegung von Preisen getroffen hat.
§ 10
Vergütung / Zahlung
(1)	Die Rechnungsstellung erfolgt an die Stadt nach erbrachter Leistung jeweils pro Kalendermonat. Den Rechnungen liegen die täglichen Versandmitteilungen zu Grunde. Die vom Auftragnehmer ermittelten monatlichen Postmengen werden der Stadt nach Versandarten sortiert zusammen mit der Rechnung zur Verfügung gestellt. Die Gestaltung der Rechnungen und Versandartenübersichten sind mit der Stadt abzustimmen.
(2)	Für Sonderversandaktionen wie z. B. der Zustellung von Grundbesitzabgabenbescheiden sind separate Rechnungen zu erstellen. Dies gilt ggf. auch für weitere Sonderversandaktionen nach vorheriger Absprache.
(3)	Die Zahlung des Rechnungsbetrages erfolgt binnen 30 Tagen nach Eingang der prüfbaren Rechnung einschließlich der geforderten Versandübersicht. Die Zahlung geschieht in der Regel bargeldlos. Maßgeblich für die Rechtzeitigkeit ist der Zugang des Überweisungsauftrages beim Zahlungsinstitut.
(4) 	Im Übrigen gelten für Preisanpassungen die Regelungen der Leistungsbeschreibung. 

§ 11
Haftung
(1)	Der Auftragnehmer haftet für Schäden, die auf eine Handlung oder Unterlassung zurückzuführen sind, die er, einer seiner Mitarbeitenden oder ein sonstiger Erfüllungsgehilfe (§ 428 HGB) vorsätzlich oder grob fahrlässig begangen hat, ohne Rücksicht auf die nachfolgenden Haftungsbeschränkungen.  Der Auftragnehmer haftet dem Auftraggeber gleichermaßen für alle Schäden und sonstigen Pflichtverletzungen, die durch Nachunternehmen verursacht werden. Das gilt nicht für Schäden im Zusammenhang mit der Beförderung von nicht bedingungsgerechten Sendungen. Für Schäden, die auf das Verhalten seiner Mitarbeitenden oder Erfüllungsgehilfen zurückzuführen sind, gilt dies ferner nur, soweit diese Personen in Ausübung ihrer Verrichtungen gehandelt haben. Der Auftragnehmer haftet außerdem unbegrenzt für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, die auf einer fahrlässigen Pflichtverletzung des Auftragnehmers oder einer vorsätzlichen oder fahrlässigen Pflichtverletzung eines seiner gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsgehilfen beruht.
(2)	Der Haftungsumfang ist auf den unmittelbaren vertragstypischen Schaden begrenzt. Der Auftragnehmer ist auch von dieser Haftung befreit, soweit der Schaden auf Umständen beruht, die er auch bei größter Sorgfalt nicht vermeiden und deren Folgen er nicht abwenden konnte (z.B. Streik, höhere Gewalt). Die in §§ 425 Abs. 2 und 427 HGB genannten Fälle der Schadensteilung und besonderen Haftungsausschlussgründe bleiben unberührt.
(3)	Zeigt die Stadt oder der Empfänger (Teil-)Verlust oder Beschädigung nicht innerhalb von sieben Tagen nach der Ablieferung schriftlich an, so wird vermutet, dass das Gut in vertragsgemäßem Zustand abgeliefert worden ist. Ansprüche wegen Überschreitung der Lieferfrist erlöschen, wenn die Stadt oder der Empfänger dem Auftragnehmer die Überschreitung nicht innerhalb von 21 Tagen nach Ablieferung oder Rückgabe an die Stadt schriftlich anzeigt. § 438 HGB bleibt im Übrigen unberührt.
(4)	Eine Sendung gilt als verloren, wenn sie für Inlandssendungen nicht innerhalb von 30 Tagen und für internationale Sendungen nicht innerhalb von 60 Tagen nach Einlieferung an den Empfänger abgeliefert ist und ihr Verbleib nicht ermittelt werden kann. Abweichend von § 424 Abs. 3 HGB kann auch der Auftragnehmer eine Erstattung seiner nach den Absätzen 1 und 2 geleisteten Entschädigung verlangen.

§ 12 
Vertragsstrafe
(1) Verletzt der Auftragnehmer schuldhaft seine Verpflichtung aus § 3 Abs. 3 in Verbindung mit § 18 PostG, verpflichtet er sich zur Zahlung einer Vertragsstrafe in Höhe von 0,2 % der zum Zeitpunkt des Verzugs angefallenen Auftragssumme für jeden Werktag der Laufzeitüberschreitung. Unbeschadet der Verpflichtung zur Einhaltung der in § 18 PostG genannten Laufzeitvorgabenwird eine Vertragsstrafe erst bei Überschreitung der nachstehenden Fristen fällig.

Ein Verstoß gegen die Verpflichtungen aus § 3 Abs. 3 in Verbindung mit § 18 PostG liegt insbesondere vor, wenn 

a. der Auftragnehmer inländische Sendungen bis zum Ende des siebten auf den Einlieferungs- bzw. Abholungstag folgenden Werktag nicht zugestellt hat.

b. der Auftragnehmer grenzüberschreitende Sendungen in Mitgliedsstaaten der Europäischen Union bis zum Ende des zehnten auf den Einlieferungs- bzw. Abholungstag folgenden Werktag nicht zugestellt hat.

c. der Auftragnehmer die Sendung überhaupt nicht zugestellt hat. 
In diesem Fall wird abweichend von Satz 1 eine Vertragsstrafe in Höhe von 8,00 Euro pro nicht zugestellter Sendung erhoben.


(2) Verletzt der Auftragnehmer schuldhaft seine Verpflichtung aus § 4 Abs. 10, verpflichtet er sich zur Zahlung einer Vertragsstrafe in Höhe von 100 € je Kalendertag, an dem ein Fahrzeug eingesetzt wird, das die Anforderungen des § 4 Abs. 10 nicht erfüllt. 

(3) Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die Regelungen zur Vertragsstrafe bei einer diesen Vertrag betreffenden Beauftragung eines Unterauftragnehmers zu übernehmen und den Zahlungsanspruch an die Stadt abzutreten.

(4) Die Geltendmachung der Vertragsstrafe hat schriftlich unter Begründung der Höhe der Vertragsstrafe zu erfolgen. 

(5) Der Höchstbetrag der Vertragsstrafenzahlung wird auf 5 % der Gesamtvergütung ohne Mehrwertsteuer begrenzt.

(6) Vertragsstrafen können mit dem zu zahlenden Entgelt verrechnet werden.

(7) Weitergehende Schadensersatzansprüche des Auftraggebers bleiben unter Anrechnung der Vertragsstrafe unberührt.



§ 13
Schriftform, Salvatorische Klausel
(1)	Mündliche Nebenabreden haben keine rechtliche Wirkung. Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen der Schriftform unter ausdrücklicher Bezugnahme auf diese Vereinbarung. Das Schriftformerfordernis ist nur schriftlich unter Bezugnahme auf diese Vorschrift abdingbar. Es bestehen keine schriftlichen oder mündlichen Nebenabreden zu dieser Vereinbarung. 
(2)	Sollten Bestimmungen dieser Vereinbarung oder eine künftige Bestimmung, die Bestandteil dieser Vereinbarung geworden ist, ganz oder teilweise nicht rechtswirksam oder nicht durchführbar sein oder ihre Rechtswirksamkeit oder Durchführbarkeit später verlieren, so soll hierdurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen dieser Vereinbarung nicht berührt werden. Das gleiche gilt, soweit sich herausstellen sollte, dass diese Vereinbarung eine Regelungslücke enthält. Anstelle der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung oder zur Ausfüllung der Lücke soll eine angemessene Regelung vereinbart werden, die, soweit zulässig, dem am nächsten kommt, was die Parteien gewollt haben oder nach Sinn und Zweck der Vereinbarung gewollt hätten, sofern sie bei Abschluss der Vereinbarung oder bei der späteren Aufnahme einer Bestimmung den Punkt bedacht hätten.
§ 14
Schlussbestimmungen
(1)	Wenn Zuwiderhandlungen gegen diesen Vertrag nicht gerügt oder Vertragsrechte von der Stadt nicht ausgeübt werden, so entsteht daraus für den Auftragnehmer kein Anspruch. Er kann daraus keine Rechte herleiten. Die Nichtausübung einzelner Rechte durch die Stadt im Einzelfall stellt keinen grundsätzlichen Verzicht auf diese Rechte dar.
(2)	Die Verjährung sämtlicher Ansprüche der Parteien aus diesem Vertrag richtet sich nach den Regelungen über die Verjährung im Bürgerlichen Gesetzbuch (§§ 194 ff BGB).
(3)	Bei Streitigkeiten aus diesem Vertrag wird als Gerichtsstand Gelsenkirchen vereinbart.
